
Deutschland in
der Globalisierung
AUSWIRKUNGEN UND HANDLUNGS-

ANSÄTZE FÜR EINE 

BESSERE BALANCE ZWISCHEN 

GEWINNERN UND VERLIERERN

89 | 2008

Jürgen Matthes |

Christina Langhorst | Bodo Herzog

ISBN 978-3-940955-17-3

www.kas.de

Z
U

K
U

N
F
T

S
F
O

R
U

M

P
O

L
I

T
I

K



Inhalt

5	 |	Zusammenfassung

9	 |	1.  Einleitung

11	|	2.  �Globalisierung:  
Bestandsaufnahme aus deutscher Sicht 

	 2.1	 Begriff und Indikatoren.......................................... 11
	 2.2	 Globalisierung im Zeitverlauf................................... 14

19	|	3.  �Chancen und Vorteile der Globalisierung  
für Deutschland 

	 3.1	 Verbraucher profitieren – steigende Kaufkraft und  
		  Produktvielfalt....................................................... 19
	 3.2	 Arbeitsplätze und Wohlstand durch Exportstärke........ 23
	 3.3	 Wohlstandsfördernde Direktinvestitionen aus dem  
		  Ausland................................................................ 26

28	|	4.  �Risiken der Globalisierung in der  
Diskussion 

	 4.1	 Vernichtet die Globalisierung Arbeitsplätze in  
		  Deutschland?........................................................ 29
	 4.2	 Ist die Globalisierung Verursacher der steigenden  
		E  inkommensungleichheit?....................................... 31
	 4.3	 Sind gering qualifizierte Arbeitnehmer die Verlierer  
		  der Globalisierung?................................................ 33
	 4.4	 Bedroht der Aufstieg der Schwellenländer unseren  
		W  ohlstand?........................................................... 35
	 4.5	 Führt die Globalisierung zur Handlungsohnmacht  
		  der Nationalstaaten?.............................................. 36

41	|	5.  �Warum nehmen wir die Vorteile der  
Globalisierung so wenig wahr?

43	|	6.  �Schlussfolgerungen für die  
Wirtschaftspolitik – EIN REFORM-DREIKLANG 
FÜR MEHR GERECHTIGKEIT UND EINE  
GLOBALISERUNGSFESTE BESCHÄFTIGUNGS- 
POLITIK

49	|	7.  �Fazit

56	|	Die Autoren

56	|	Ansprechpartner in der  
Konrad-Adenauer-Stiftung

Das Werk ist in allen seinen Teilen urheberrechtlich geschützt. Jede  
Verwertung ist ohne Zustimmung der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  
unzulässig. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen,  
Mikroverfilmungen und die Einspeicherung in und Verarbeitung durch  
elektronische Systeme.

© 2008, Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., Sankt Augustin/Berlin

Gestaltung: SWITSCH Kommunikationsdesign, Köln.
Satz: workstation gmbh, produktionsservice für analoge & digitale  
medien, Bonn. 
Druck: Druckerei Franz Paffenholz GmbH, Bornheim.
Printed in Germany.
Gedruckt mit finanzieller Unterstützung der Bundesrepublik Deutschland.

ISBN 978-3-940955-17-3



�

Zusammenfassung

Beinahe die Hälfte der Deutschen sehen in der Globalisie-

rung für sich persönlich mehr Risiken als Chancen – und das,  

obwohl wir der internationalen Arbeitsteilung und der Inte-

gration in den Weltmarkt einen großen Teil unseres Wohl-

stands zu verdanken haben. Das vorliegende Diskussionspa-

pier wirft einen Blick auf die wirtschaftlichen Auswirkungen 

der Globalisierung und leitet daraus Handlungsbedarf und 

Gestaltungsmöglichkeiten für die Wirtschaftspolitik ab. Es ist 

Teil, und gleichzeitig Startschuss, einer Reihe von Publika-

tionen, mittels derer die Konrad-Adenauer-Stiftung auf mehr 

Ausgewogenheit in der Globalisierungsdebatte zielt. 

Die zentralen Aussagen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Die Vorteile der Globalisierung gehen in der öffentlichen 

Debatte häufig unter. So profitieren Konsumenten vor 

allem durch die Produktvielfalt und den Kaufkraftgewinn, 

den günstigere Importe aus Niedriglohnländern ermögli-

chen.

 

Auch die Arbeitsplatzbilanz ist besser als häufig vermutet. 

Der große deutsche Exporterfolg und die Investitionen 

ausländischer Firmen haben seit Mitte der 1990er Jahre 

schätzungsweise knapp vier Millionen Arbeitsplätze ge-

schaffen oder gesichert.

Der durch die Globalisierung beschleunigte Innovations-

prozess geht jedoch auf Kosten der einfachen Jobs. Als 

hochtechnologisches Land liegen Deutschlands Trümpfe im 

Bereich der wissensintensiven und innovativen Produkte.  

Einfache industrielle Tätigkeiten werden dagegen zuneh-

mend durch Maschinen sowie Arbeitskräfte aus Niedrig-

lohnländern ersetzt. Die Niedriglohnkonkurrenz hat darü-

ber hinaus zum Auseinanderdriften der Lohneinkommen 

vor allem am unteren Ende beigetragen.




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Die hohe Arbeitslosigkeit und die schlechte Einkommensentwicklung 

von Arbeitnehmern mit geringer Qualifikation sind aber nur zum Teil 

mit dem Wettbewerb aus Niedriglohnländern zu erklären, wie der Blick 

auf andere Industrieländer zeigt. Beides ist auch die Folge einer lang 

anhaltenden Wachstumsschwäche ab Mitte der 1990er Jahre. Es galt 

beispielsweise die schwierige Aufgabe der deutschen Wiedervereini-

gung wirtschaftlich zu meistern. Zudem haben verschleppte Reformen 

dazu geführt, dass der deutsche Arbeitsmarkt den Arbeitslosen lange 

Zeit zu wenig neue Beschäftigungsmöglichkeiten geboten hat. 

Die Aufgabe des sozialen Ausgleichs wird der Staat auch in der globa-

lisierten Welt wahrnehmen können. Zur befürchteten Erosion der sozi-

alen Umverteilung oder der Steuereinnahmen (race to the bottom) ist 

es trotz der verstärkten Standortkonkurrenz bislang nicht gekommen.

Die Reformen der letzten Jahre haben zahlreiche neue Jobs entstehen 

lassen – gerade auch für die gering Qualifizierten im Niedriglohnsektor. 

Die gestiegene Lohnungleichheit hat ihre positive Seite im deutlichen 

Beschäftigungsanstieg in diesem Bereich. Diese Erfolge gilt es nun aus-

zubauen. Weitere Beschäftigungspotenziale für gering Qualifizierte be-

stehen vor allem bei personen- und ortsgebundenen Dienstleistungen, 

die vor Niedriglohnkonkurrenz und Rationalisierungsdruck weitgehend 

geschützt sind. 

Es kommt nun darauf an, den begonnenen Reformkurs fortzusetzen und 

die Globalisierung aktiv zu gestalten. Mehr soziale Gerechtigkeit lässt 

sich – das ist die Kernbotschaft dieses Beitrages – mit einer zukunfts-

gerichteten Politik verbinden. Es geht dabei um mehr Bildung, mehr  

Beschäftigung – gerade für gering Qualifizierte – und um weniger Belas-

tung durch Abgaben. Die folgenden Handlungsansätze fassen dies zu-

sammen:

Eine bessere Bildungsförderung ist geboten, um mehr Menschen in  

Arbeit zu bringen und diese stärker an den Früchten der Globalisierung 

zu beteiligen. Es gilt einerseits, dem zunehmenden Bedarf an hoch-

qualifizierten Fachkräften zu begegnen und andererseits den Fokus vor 

allem auf Menschen mit geringer Qualifizierung zu richten, um sie fit 

für den globalen Wettbewerb zu machen. Neben der stärkeren Förde-

rung der frühkindlichen Bildung sollte der Anteil der Schulabbrecher  

systematisch reduziert und Investitionen in Bildung durch sogenanntes 

Bildungssparen gefördert werden.









Damit auch die Menschen mit geringer Qualifikation in Zeiten der Glo-

balisierung ein Auskommen erhalten, muss zu aller erst durch die Wirt-

schaft – und als letzte Instanz durch staatliche Lohnzuschüsse – ein 

Mindesteinkommen sichergestellt werden. Kombilohnmodelle garan-

tieren dies und bieten darüber hinaus Anreize zur Schaffung neuer  

Arbeitsplätze, auch im Niedriglohnsektor. 

Eine Abgabenentlastung der unteren und mittleren Einkommen ist ein 

weiterer Schritt, für mehr Arbeit und eine bessere soziale Balance. Die 

Reduzierung der Sozialabgaben erhöht die Nettoeinkommen und bietet 

den Arbeitgebern mehr Anreize, neue Arbeitsplätze zu schaffen.

Natürlich unterliegen alle diese Maßnahmen dem Finanzierungsvorbehalt 

und müssen im Spannungsfeld zur notwendigen Haushaltskonsolidierung 

betrachtet werden. Die vorgeschlagenen Maßnahmen dürften jedoch 

mittelfristig keine beträchtlichen Mehrbelastungen für die öffentlichen 

Haushalte darstellen, weil sie zu mehr Beschäftigung und Wachstum 

beitragen. 

Insgesamt liefert dieses Diskussionspapier eine für die politische Praxis 

hilfreiche und ausgewogene Aufarbeitung der Vor- und Nachteile der  

Globalisierung. Nur wenn beides im Blickfeld bleibt – Chancen wie Risiken 

– ist es möglich, den Wunsch nach mehr Wohlstand und Gerechtigkeit 

mit Leben zu füllen. 







1. Einleitung

Die Globalisierung erfährt in der gesellschaftlichen Debatte  

seit einigen Jahren nicht die Anerkennung, die ihr aufgrund  

ihrer Bedeutung für mehr Wachstum und Wohlstand zusteht. 

In Deutschland haben sich in den vergangenen Jahren eine  

zunehmende Globalisierungsskepsis und eine große soziale 

Unzufriedenheit verbreitet. Eine Umfrage des Allensbach In-

stitutes zeigt, dass sich der Anteil derjenigen, die mehr 

Risiken als Chancen in der Globalisierung sehen, im Zeit-

raum zwischen 1998 und 2006 beinahe verdoppelt hat 

(Abbildung 1). 

Mehr Risiken
47%

Mehr Chancen
20%

Unent-
schieden

21%

Weiß nicht, was mit
’Globalisierung’ gemeint ist
12%

25 23

1998

31

25

2002

42

22

2004

47

20

2006

Mehr Risiken 
Mehr Chancen 

Umfrage 2006: bei 1269 zufällig ausgewählten Befragten ab 16 Jahren in  
Gesamtdeutschland vom 1. bis 13. Juni 2006  
Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach 

Abbildung 1: Steigende Globalisierungsskepsis in Deutschland

Frage: „Wenn von Globalisierung die Rede ist, was überwiegt dann bei Ihnen:  
Sehen Sie da alles in allem mehr die Chancen oder mehr die Risiken?” 
Angaben in Prozent
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2.  �Globalisierung:  
Bestandsaufnahme aus  
deutscher Sicht

2.1 Begriff und Indikatoren

Die Globalisierung hat viele Facetten, darunter ökonomische, 

aber eben auch politische und soziale. Die politische Dimen-

sion beinhaltet die zunehmende Zusammenarbeit von Regie-

rungen, z. B. in internationalen politischen Institutionen; die 

soziale bezieht sich auf die zunehmende Vernetzung von 

Gesellschaften über Ländergrenzen hinweg.

Im Mittelpunkt dieser Studie steht vor allem die wirtschaft-

liche Dimension. Wenn Ökonomen über Globalisierung 

sprechen, meinen Sie nichts anderes als den Prozess der 

zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtung der einzelnen 

Länder, motiviert durch die steigende internationale Arbeits-

teilung und Spezialisierung. Sie kommt in der Intensivierung 

des internationalen Handels und Kapitalverkehrs zum Aus-

druck, so etwa in der Steigerung der globalen Exporte, der 

Kapitalanlagen von Privatpersonen im Ausland, und in den 

grenzüberschreitenden Investitionen von Unternehmen 

(Abbildung 2).

Trotz des konjunkturellen Aufschwungs in den Jahren 2006 und 2007 hält 

nur noch ein knappes Sechstel der deutschen Bevölkerung die wirtschaft-

lichen Verhältnisse für gerecht – so wenig wie nie zuvor in einer ähnlichen 

Umfrage seit dem Jahr 1979. 

Dazu passt, dass sich im Herbst 2007 nur 19 Prozent der befragten Deut-

schen als Gewinner der Globalisierung bezeichneten (BAT Stiftung für 

Zukunftsfragen 2007), das sind so wenige wie in keinem anderen euro- 

päischen Umfrageland. 

In dieser Stimmungslage zur Globalisierung spiegeln sich aber auch die 

Erfahrungen der vergangenen Jahre wider: Zu Recht ist die Bevölkerung 

von der in Deutschland lange andauernden hohen Arbeitslosigkeit, sowie 

der stagnierenden Einkommensentwicklung, konsterniert. Auch das bislang 

vorbildliche Wertefundament der Sozialen Marktwirtschaft ist angekratzt. 

Sich häufende verwerfliche Vorfälle im Managementbereich großer Kon-

zerne und medienwirksame Massenentlassungen haben dazu maßgeblich 

beigetragen. All dies wirkt ohne Zweifel negativ auf Unterstützung und 

Akzeptanz der Bevölkerung gegenüber der aktuellen Politik und manife-

stiert sich auch im veränderten Parteienspektrum.

In dieses Stimmungsbild reiht sich ein diffuses und undifferenziertes Bild 

der Globalisierung ein. Vielfältige negative (wirtschaftliche) Entwicklungen 

werden in erster Linie der Globalisierung angelastet, ohne eine differen-

zierte Analyse der tatsächlichen Ursachen zu unternehmen. Eine sachliche 

und zielgerichtete Auseinandersetzung mit der Globalisierung ist dringend 

nötig, um berechtigte von falschen Sorgen zu trennen. Eine faktenbasierte 

Analyse ist auch Voraussetzung dafür, die Globalisierung politisch so zu 

gestalten, dass wir ihre Risiken minimieren und möglichst viel aus ihren 

Chancen herausholen können.

Genau an diesem Punkt setzt das vorliegende Diskussionspapier an. Es 

liefert einen substantiellen Beitrag zur Klarstellung der wirtschaftlichen 

Auswirkungen der Globalisierung auf Deutschland. Ausgehend von einer 

näheren Erläuterung des Begriffs „Globalisierung” (Kapitel 2) werden 

Chancen und Vorteile aufgezeigt, die in der öffentlichen Debatte häufig 

nur wenig wahrgenommenen werden (Kapitel 3). Daran schließt sich die 

Analyse und Diskussion einer Reihe von Sorgen und Ängsten an, die 

häufig mit der Globalisierung verbunden werden (Kapitel 4), gefolgt von 

einem kurzen Exkurs zur Wahrnehmung (Kapitel 5). Abschließend wird 

der wirtschaftspolitische Handlungsbedarf dargestellt (Kapitel 6). 
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Theoretischer Exkurs: Die Ratio des Freihandels 

Die Grundidee des Freihandels geht letztlich auf die Idee der Arbeitsteilung 
des schottischen Moralphilosophen Adam Smith zurück. Demnach schafft 
internationale Arbeitsteilung neuen Wohlstand weil die eingesetzten Produk-
tionsfaktoren (wie z.B. Arbeitskraft und Maschinen) im Zuge der Spezialisie-
rung auf bestimmte Produkte mehr Ertrag erbringen. Wenn jedes Land sich 
auf die Produktion derjenigen Güter spezialisiert, die es am günstigsten her-
stellen kann, lassen sich die Ressourcen wie Arbeit und Kapital produktiver 
nutzen – zum Vorteil aller beteiligten Nationen. 
Der britische Ökonom David Ricardo hat die Idee von Smith später weiter-
entwickelt und gezeigt, dass selbst unproduktive Länder in der internationa-
len Arbeitsteilung ihren Platz finden können. Arbeitsteilung und Handel sind 
auch für ein Land vorteilhaft, das – absolut gesehen – alle Produkte günsti-
ger herstellen könnte als andere Länder. Ausschlaggebend sind die relativen 
Kosten der produzierten Güter zueinander. Aufgrund unterschiedlicher Pro-
duktionskostenstrukturen (bedingt durch unterschiedliche klimatische oder 
technologische Ausstattungen) weisen einige Länder, bei der Produktion 
eines bestimmten Gutes weniger Opportunitätskosten* auf als andere. Die 
Spezialisierung eines jeden Landes auf diejenigen Güter, für die derartige 
relative Vorteile zutreffen, erlaubt – so die Theorie – eine Erhöhung des 
Wohlstands für alle Beteiligten. 
Die Ökonomen Eli Heckscher und Bertil Ohlin machten in den 1930er Jahren 
deutlich, dass sich komparative Vorteile nicht nur aus unterschiedlichen 
Technologien oder klimatischen Faktoren ergeben können, sondern auch 
aus einer unterschiedlichen Ausstattung mit Arbeit und Kapital. Arbeit ist in 
Entwicklungsländern im Vergleich zu Kapital reichlich vorhanden und daher 
billig. Die Produktion von arbeitsintensiven Gütern, bei denen vergleichswei-
se viel Arbeit eingesetzt wird, ist dort günstiger als in den Industrieländern, 
die dagegen reichlich mit Kapital ausgestattet sind. Die Arbeitsteilung zwi-
schen Entwicklungs- und Industrieländern bringt demnach Vorteile für beide 
Parteien. 
Beim Handel zwischen Industrieländern erfolgt die Spezialisierung nur in  
geringerem Ausmaß nach Arbeit und Kapital und auch nicht schwerpunkt-
mäßig zwischen Sektoren. Vielmehr werden vorwiegend Produkte aus dem-
selben Sektor gleichzeitig importiert und exportiert, wie beispielsweise in 
der Automobilbranche. Neuere Ansätze der Handelstheorie nehmen daher 
zusätzliche Handelsvorteile, wie die größere Produktpalette oder die Grö-
ßenvorteile im Produktionsprozess, in den Blick: Der Zugang zu größeren 
Absatzmärkten im Ausland eröffnet Unternehmen die Möglichkeit, größere 
Stückzahlen herzustellen. Das senkt die Kosten und erhöht die Produktivi-
tät.  
Handelsbarrieren, wie z.B. Zölle, konterkarieren die Realisierung von Wohl-
standsgewinnen. Protektionismus bringt zwar Zolleinnahmen und schützt 
die – oft nicht mehr wettbewerbsfähige – heimische Industrie, schädigt aber 
durch höhere Preise insbesondere die Konsumenten und das hiesige Wohl-
standsniveau. 

* �Das heißt, sie müssen auf weniger produzierte Einheiten eines anderen Gutes 
verzichten als der Handelspartner. Opportunitätskosten drücken die ent-
gangenen Erlöse aus, die entstehen wenn man sich für die eine und gegen die 
andere Handlungsmöglichkeit entscheidet.

Die wichtigsten Faktoren, die die ökonomische Globalisierung gefördert 

haben, sind der politisch gesteuerte Abbau von Handelsbarrieren (wie z.B. 

Zöllen) und der technologisch bedingte Fortschritt, der sich z.B. in der 

Senkung von Transport- und Kommunikationskosten manifestiert. Im 

Produktionsbereich ermöglicht es der technische Fortschritt ferner, Wert-

schöpfungsketten und Produktionsprozesse aufzuspalten und die verschie-

denen Teile des Herstellungsprozesses an unterschiedlichen Standorten 

entsprechend der komparativen Vorteile fertigen zu lassen (siehe Kasten 

rechts). Gerade multinationale Unternehmen, aber auch der deutsche 

Mittelstand, nutzen diese Möglichkeit immer stärker und sichern damit 

ihre Existenz im internationalen Wettbewerb sowie ihr Geschäftsmodell im 

Heimatland. Die technischen Möglichkeiten und die damit einhergehende 

Spezialisierung haben sich demnach zu einer wichtigen Triebkraft der 

Globalisierung entwickelt. Ohne den technischen Fortschritt wären die 

positiven wie negativen Auswirkungen der Globalisierung nicht in dem 

Maße spürbar wie sie es heute sind. 

14,1

16,2

9,1

6,5

Weltweite
Auslandsin-

vestitionen der 
Unternehmen

Globale
private Kapitalströme 

ins Ausland 

Welt-
exporte 

Welt-
wirtschafts-

leistung 

Abbildung 2: Ökonomische Indikatoren der Globalisierung

Jahresdurchschnittliche Veränderung 1985-2006* in Prozent

* Globale private Kapitalströme: 1985-2005

Nominale Größen; Private Kapitalströme: Aktien, festverzinsliche Wertpapiere, 
Bankgeschäfte, Handelskredite; berechnet auf Basis eines Panels von Ländern,  
die in jedem Jahr Meldungen abgegeben haben; Weltexporte: Waren und Dienst- 
leistungen; Weltwirtschaftsleistung (Bruttoinlandsprodukt) auf Basis laufender 
Wechselkurse

Quellen: UNCTAD, IMF, Institut der deutschen Wirtschaft Köln
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2.2 �Globalisierung im Zeitverlauf

Die Globalisierung hat in den letzten Jahren in vielerlei Hinsicht eine neue 

Dimension erreicht. 

Mehr als jemals zuvor ist es heute problemlos möglich:

in Echtzeit über die Finanzmärkte der Welt informiert zu sein und

in Sekundenschnelle per Mausklick am anderen Ende der Welt  

Millionenbeträge zu investieren,

ein weltweites Produktionsnetzwerk mit Zulieferbeziehungen zeitlich 

eng aufeinander abzustimmen oder

neue Produkte in verschiedenen Zeitzonen rund um die Uhr entwickeln 

zu lassen.

Trotzdem ist die Globalisierung alles andere als neu. Wirtschaftliche  

Integration zwischen Ländern gab es – wenngleich nicht weltübergreifend 

– bereits bei den Phöniziern in der Antike, den alten Römern oder dem 

Fernhandel der Medici und Fugger im Mittelalter. 

Zollsenkungen, mit dem Ziel, den wohlstandsmehrenden Freihandel 

stärker zur Geltung zu bringen, gingen im 19. Jahrhundert zunächst vom 

britischen Empire aus. Die Erfindung der Dampfmaschine, welche Eisen-

bahnverkehr und Dampfschifffahrt ermöglichte, setzte im gleichen Zeit-

raum einen Meilenstein für den Transport von Menschen und Waren.  

Telegrafie, Telefon und später das Internet, läuteten jeweils neue Zeital-

ter der Kommunikation ein: Distanz wurde immer nebensächlicher. 

Diese Entwicklungen begünstigten die wirtschaftliche Verflechtung der 

Länder untereinander – und gerade auch zwischen Europa und Nordame-

rika wuchsen Handel, Kapitalverkehr und Migration stark an. Vor dem 

Ersten Weltkrieg war die Handelsverflechtung so hoch wie erst wieder in 

den 1970er Jahren. Denn durch den Krieg und die Rückkehr des Protek-

tionismus im Zuge der Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre erlitt die  

internationale Integration einen deutlichen Rückschlag. Erst nach dem 

Zweiten Weltkrieg verständigten sich die Industrieländer darauf, ihre 

Handelsbarrieren nach und nach im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und 

Handelsabkommens GATT – auf das die Welthandelsorganisation (WTO) 

folgte – abzubauen. Das gab der Handelsintegration neuen Schub. Der 

Kapitalverkehr hingegen wurde wesentlich zögerlicher reformiert, da viele 









Länder zunächst den Zugang zum „sensibleren” nationalen Finanzsystem 

ablehnten. 

So richtig in Schwung kam die Globalisierung dann ab etwa Mitte der 

1980er Jahre. Dass sich das Tempo der Globalisierung damals noch einmal 

beschleunigt hat, zeigt der Globalisierungs-Index aus ökonomischen, 

sozialen und politischen Indikatoren (Abbildung 3).

Die Bundesrepublik Deutschland hat bereits seit der Nachkriegszeit gute 

Erfahrungen mit dem Freihandel und damit einer weitgehenden Ablehnung 

des Protektionismus gemacht. Unter den Industrieländern war sie in dieser 

Zeit immer ein recht freihändlerisch geprägtes Land. Schon in den 1950er 

Jahren bildete beispielsweise die vom damaligen Wirtschaftsminister  

Ludwig Erhard vorangetriebene Re-Integration in die Weltwirtschaft ein 

Abbildung 3:  

Globalisierung: Temposteigerung seit Mitte der 1980er Jahre

Werteskala zwischen 0 und 100, höhere Werte bedeuten mehr Globalisierung 
Index: 1970=100

 Gesamtindex,   Ökonomische Globalisierung, 
 Soziale Globalisierung,   Politische Globalisierung

Der 122 Länder und 24 Einzelindikatoren umfassende Globalisierungsindex der  
Konjunkturforschungsstelle der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich 
umfasst erstens ökonomische Indikatoren wie Handelsbeschränkungen sowie  
Handels- und Investitionsströme, zweitens soziale Indikatoren wie Telefon und  
Internetverkehr sowie die Anzahl von IKEA-Niederlassungen pro Kopf und drittens 
politische Indikatoren wie die Mitgliedschaft in Internationalen Organisationen oder 
Missionen des UN-Sicherheitsrates. Das Gewicht der ökonomischen Dimension  
beträgt 36 Prozent, der sozialen 38 Prozent und der politischen 26 Prozent. 
Quelle: Dreher, Axel, Noel Gaston and Pim Martens (2008), Measuring Globalization 
– Gauging its Consequences, New York
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wichtiges Fundament der Sozialen Marktwirtschaft und eine Erklärung für 

das Wirtschaftswunder.

Schaut man sich die Einbindung Deutschlands in die Weltwirtschaft etwas 

näher an, so erkennt man eine bemerkenswerte Ballung von Integrations-

schüben in den 1990er Jahren. Mit der deutschen Wiedervereinigung 

wurden die neuen Bundesländer in das westdeutsche Wirtschaftssystem der 

Sozialen Marktwirtschaft integriert, die europäische Integration schritt gleich 

auf mehreren Ebenen voran und die Globalisierung beschleunigte sich.

1. Die Deutsche Wiedervereinigung hatte gewissermaßen auch den 

Charakter einer wirtschaftlichen Integration. Sie erstreckte sich zwar 

geographisch betrachtet auf ein recht überschaubares Gebiet, war dafür 

aber besonders intensiv. Hinzu kam ein Dilemma zwischen politischen 

Notwendigkeiten und problematischen wirtschaftlichen Nachwirkungen. 

So machte die unausweichliche deutsch-deutsche Währungsunion durch 

die plötzlich geschaffene neue Wettbewerbssituation große Teile der 

ehemaligen DDR-Wirtschaft quasi über Nacht unrentabel. Die fiskalischen 

Transfers aus dem Westen, die zweifellos gerechtfertigt sind, wirkten – 

da anhaltend hoch – belastend auf die gesamtdeutsche Wettbewerbs-

fähigkeit, auf die Staatsverschuldung und letztlich auf das Wirtschafts-

wachstum und die Lohnentwicklung zurück. 

2. Der europäische Integrationsprozess eilte mit Siebenmeilenstiefeln  

voran und intensivierte den Wettbewerbsdruck in Deutschland noch weiter: 

Im Jahr 1992 fielen mit der Umsetzung des Europäischen Binnenmarktes 

weitere Barrieren für den freien Verkehr von Waren, Dienstleistungen, 

Kapital und Arbeitskräften. Im Jahr 1995 traten Österreich, Schweden 

und Finnland der Europäischen Union (EU) bei. Vier Jahre später wurden 

bereits die Wechselkurse zwischen den Mitgliedsländern der Europäischen 

Währungsunion fixiert, was einen weiteren Integrationsschub auslöste, 

da nun auch das Wechselkursrisiko im europäischen Handel weggefallen 

war. In den Jahren 2004 und 2007 wurde die EU nach Osten und Süden 

auf nunmehr 27 Mitgliedsstaaten erweitert.

Vor allem die EU-Osterweiterung hat dabei erhebliche wirtschaftliche 

Veränderungen mit sich gebracht – und das bereits im Vorfeld der eigent-

lichen Beitritte. Denn die zu Zeiten des Ost-West Konflikts bestehenden 

Barrieren für Güterhandel und Kapitalverkehr wurden schon ab Mitte der 

1990er Jahre deutlich zurückgeführt. In der Folge fand ein Anpassungs- 

und Normalisierungsprozess mit erheblicher Dynamik statt. Die Importe 

aus den zehn neuen mittel- und osteuropäischen EU-Ländern haben sich 

zwischen 1993 und 2006 mehr als vervierfacht, so dass im Jahr 2006  

10 Prozent der gesamten deutschen Einfuhren aus dieser Region kamen. 

Der Anteil dieser Länder an den deutschen Direktinvestitionen im Ausland 

nahm im Zeitraum von 1993 bis 2005 von 1,6 auf 6,4 Prozent zu – das 

entspricht fast einer Verzwanzigfachung der Investitionen in diese Region 

(Deutsche Bundesbank 2006b). Nach der Jahrtausendwende war ein  

Teil des Anpassungsprozesses abgeschlossen und die Steigerungsraten 

schwächten sich in der Tendenz etwas ab. 

3. Hinzu kam noch der allgemeine Globalisierungstrend, dem drei Fakto-

ren einen zusätzlichen Schub verliehen: Erstens, wie bereits erwähnt, der 

Fortschritt der Informations- und Kommunikationstechnik, der in seiner 

bislang letzten Phase vor allem durch die Verbreitung des Internets 

gekennzeichnet ist. Zweitens, weitere Liberalisierungsbestrebungen im 

Welthandel ab Mitte der 1990er Jahre, politisch vereinbart im Rahmen 

der sogenannten Uruguay-Runde. Diese führte auch zur Gründung der 

WTO, die von nun an den Rahmen für weitere Verhandlungen zur inter-

nationalen Handelsliberalisierung bilden sollte. Drittens klinkte sich neben 

den ehemaligen Ostblockstaaten auch Indien seit den 1990er Jahren 

durch erhebliche Zollsenkungen viel stärker in die Weltwirtschaft ein. 

Auch China, das bereits Ende der 1970er einen Öffnungsprozess begon-

nen hatte, setzte diesen mit erheblich größerer Konsequenz ab Anfang 

der 1990er Jahre fort. Die Einbindung der Schwellenländer hat zur Erhö-

hung des weltweit verfügbaren Angebots von Arbeitskräften geführt; seit 

dem Jahr 1990 ist es um das 2,5-Fache angestiegen (Abbildung 4). 

 

Abbildung 4: Anstieg des weltweiten Arbeitsangebots 

Exportgewichtetes Arbeitsangebot* – Index 1990=100
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* berücksichtigt die Entwicklung der Erwerbsbevölkerung und die Einbindung in die 
Weltwirtschaft mittels der Exportquote in Prozent der Wirtschaftsleistung (BIP) 
Quelle: IWF (2007a), Institut der deutschen Wirtschaft Köln
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In der öffentlichen Debatte sind die Chancen, die Deutsch-

land aus der Globalisierung erfährt, häufig weniger präsent 

als potentielle Risiken. Tatsächlich sprechen jedoch die Be-

funde dafür, dass Deutschland insgesamt – und auch das 

Gros der Menschen – von der Globalisierung profitiert. Die 

folgenden drei Punkte zeigen das:

3.1 �Verbraucher profitieren – steigende 

Kaufkraft und Produktvielfalt

Die Globalisierung erweitert den Möglichkeitsraum der natio-

nalen Marktwirtschaft, da sie neue Chancen eröffnet, Güter 

hervorzubringen, die die Menschen nachfragen. Sie tut das 

auf eine Art und Weise, die möglichst wenig Ressourcen und 

Kosten verschlingt. Die internationale Arbeitsteilung erlaubt 

es so, Effizienzgewinne auszuschöpfen. 

Zudem vergrößert die Globalisierung die Angebotspalette, 

aus der Konsumenten sich Produkte aussuchen können. 

Seien es Autos, Fernseher oder Schuhe, jeder kann heute 

aus einer großen Vielfalt diejenige Produktkategorie auswäh-

len, die seinen Vorstellungen am ehesten entspricht. Unter-

suchungen für die USA haben gezeigt, dass sich die Zahl der 

3.  �Chancen und Vorteile der  
Globalisierung für  
Deutschland

Diese Entwicklungen haben die Einbindung Deutschlands in die Weltwirt-

schaft stark intensiviert: Seit Mitte der 1990er Jahre hat der Außenhandel 

stärker zugenommen als in jeder anderen Phase seit 1970. So ist etwa 

die Exportquote von 24 Prozent im Jahr 1995 auf rund 47 Prozent im Jahr 

2007 angestiegen.

Auch die Direktinvestitionen der Unternehmen im Ausland und aus dem 

Ausland haben vor allem in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre enorm 

zugelegt. Das Auslandsengagement deutscher Firmen etwa hat sich allein 

im Zeitraum von 1995 bis 2001 um das 3,5-Fache erhöht (Abbildung 5).

Angesichts dieses starken Wandels verwundert es nicht, dass in Deutsch-

land seit einigen Jahren intensiv über die Globalisierung diskutiert wird. 

Im Folgenden wird der Blick zunächst auf die Vorteile der Globalisie- 

rung (Kapitel 3) und danach ausführlich auf mögliche Risiken (Kapitel 4)  

gerichtet. 

Abbildung 5: Deutsche Unternehmensinvestitionen im Ausland  

Angaben in Milliarden Euro

’91 ’92 ’93 ’94 ’95 ’96 ’97 ’98 ’99 ’00 ’01 ’02 ’03 ’04 ’05 ’06

134 147 164 179 197
231

283
319

412

582

701
664 658

679

786
811

Direktinvestitionsbestände; Änderungen in der Erfassungssystematik  
(u. a. Erweiterung der Erfassungsbasis 1999 und Verringerung der Erfassungs- 
basis 2002) nur mit geringen Auswirkungen 
Quelle: Deutsche Bundesbank
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Produktvarianten im Zeitraum von 1972 und 2001 vervierfacht hat. Allein 

daraus lässt sich für diesen Zeitraum ein Anstieg des US-Wohlstands von 

etwa 2,5 Prozent der gesamten Wirtschaftsleistung ermitteln (Broda/

Weinstein 2006).

Neben der größeren Auswahl profitiert der Verbraucher vor allem von den 

Preisvorteilen der Globalisierung. So sind die Importpreise in Deutschland 

in der Zeit von 1991 bis 2007 nur um 3,2 Prozent gestiegen, während die 

Verbraucherpreise insgesamt im Durchschnitt um 37,4 Prozent zugelegt 

haben. Ohne Globalisierung und ohne globale Importe hätten die Konsu-

menten in Deutschland heute deutlich weniger von ihrem Geld: Die 

jährliche Veränderungsrate der Verbraucherpreise (die Inflation) wäre 

ohne den dämpfenden Effekt, der vor allem von den zunehmenden und 

kostengünstigeren Importen aus den Niedriglohnländern ausgeht, deutlich 

größer gewesen. Betrachtet man die Enderzeugnisse aus Nicht-Euro-

Ländern (ein Großteil davon kommt aus den Niedriglohnländern), sind 

die Importpreise seit dem Jahr 2000 sogar um 15,4 Prozent zurückge-

gangen.

Die trotz der aktuell hohen Inflation existierenden Preisdämpfungen (siehe 

Kasten rechts) bedeuten, dass wir im Zuge der Globalisierung immer we-

niger Arbeitszeit aufbringen mussten, um uns bestimmte Güter zu leisten. 

Das heißt, wir haben über die letzten Jahre gerade bei vielen Importpro-

dukten einen enormen Realeinkommensgewinn erfahren. Diesen spüren 

wir übrigens auch bei denjenigen Gütern, deren Einfuhrpreise über den 

Zeitverlauf leicht gestiegen sind, da aufgrund von Produktivitätserhöhun-

gen die Löhne in der Regel stärker zugenommen haben als die Preise. 

Abbildung 6 auf Seite 22 zeigt, dass viele Güter, die wir heute aus den 

Niedriglohnländern, vor allem aus Asien, importieren, in dieser Hinsicht 

billiger geworden sind. Für einen Anzug etwa musste der Durchschnittsver-

diener im Jahr 2006 18 Prozent weniger arbeiten als im Jahr 1991. Bei 

einem Damenkleid sind es minus 25 Prozent, bei einem Fernseher – 

auch aufgrund des technischen Fortschrittes – gar minus 62 Prozent. 

Läuten die gegenwärtigen Preissteigerungen eine 

Trendwende ein?
 
Die aktuelle Inflationsrate von ca. drei Prozent ist vor allem auf die steigen-
den Energie, Rohstoff- und Lebensmittelpreise zurückzuführen und hat den 
Preisvorteil der Globalisierung zuletzt zweifellos abgeschwächt. Die teils 
sehr deutlichen Preiszuwächse sind zu einem Teil auf die steigende Nach-
frage der aufstrebenden Schwellenländer nach Rohstoffen (wie Öl) und Nah-
rungsmitteln (wie Milch und Fleisch) zurückzuführen. Insofern hat die Glo-
balisierung in der jetzigen Phase zu einem globalen Nachfragewachstum 
beigetragen und damit die aktuellen Preisschübe mitbedingt. Doch selbst 
bei Berücksichtigung dieser Zusammenhänge blieb bis vor kurzem insge-
samt ein preisdämpfender Effekt der Globalisierung bei den Importen übrig 
(Pain et al. 2006). 
 
Die Nachfrage nach Energie, Rohstoffen und Lebensmitteln wird in der  
Zukunft wohl kaum zurückgehen, jedoch ist zu erwarten, dass steigende 
Preise neue Investitionen auslösen, die in naher Zukunft das Angebot aus-
weiten werden. Nach einer Anpassungsphase der bestehenden Produktions-
kapazitäten dürfte also mit einer Normalisierung der Preise zu rechnen sein. 
Beim Öl beispielsweise macht der höhere Preis neue Fördertechnologien 
rentabel, die in der Lage sein dürften, die Ölfördermengen mittelfristig zu 
steigern. Das hat die Erfahrung in der Vergangenheit immer wieder gezeigt. 
 
Neben der höheren Nachfrage haben auch Spekulationen an den Börsen  
die Rohstoff- und Lebensmittelpreise angeheizt. Die Krise im US-amerikani-
schen Immobiliensektor hat Liquidität in neue Anlageformen getrieben; 
Rohstoffe und Lebensmittel versprachen schnelles Geld und waren somit 
nützliche Anlageziele. Obwohl wir vor Turbulenzen im Finanzsystem auch in 
Zukunft nicht gefeit sind, wird dieser Effekt wohl nicht von Dauer sein.  
 
Schließlich sei noch darauf hingewiesen, dass die jüngste Aufwertung des 
Euro die Preissteigerungen abgefedert hat, weil sie die Preise unserer  
Importe senkt. Dass die Preisentwicklung uns etwa beim Öl nicht noch  
härter gtroffen hat, haben wir also aus dieser Sicht letztlich einer globalisie-
rungsbedingten Entwicklung zu verdanken.  
 
Kurz gesagt: Die gegenwärtige inflationstreibende Preisentwicklung bei  
Lebensmitteln, Rohstoffen und Energie ist sicherlich durch die Globalisierung 
mit verursacht worden, sie scheint jedoch zu einem großen Teil einen tem-
porären Charakter zu haben. Dennoch besteht hier politischer Diskussions- 
und Handlungsbedarf. Neben dem Aufstieg der Schwellenländer sind auch 
politische Richtungsentscheidungen, wie z. B. die Agrarsubventionen der EU 
oder umwelt- und klimapolitische Anreize für die gegenwärtigen Preisent-
wicklungen verantwortlich. So hat die zunehmende Beanspruchung von 
landwirtschaftlichen Anbauflächen und Nutzpflanzen für die Herstellung von 
Biokraftstoffen die aktuelle Knappheitssituation maßgeblich mitverantwortet 
(EZB 2008). Diese auch wenig klimafreundlichen Produktionsanreize dürften 
zunehmend in Frage gestellt werden. 
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beziffert, das entspricht etwa einer Billion US-Dollar (Hufbauer/Grieco 

2005). Davon haben größtenteils die Konsumenten profitiert. Für 

Deutschland liegen derartige Kalkulationen nicht vor, dürften aber auf-

grund der freihändlerischen Positionierung der deutschen Volkswirtschaft 

und der großen Offenheit für Importe (prozentual) eher größer ausfallen.

Auch im Finanzbereich eröffnet die Globalisierung ganz neue Möglichkei-

ten für die Verbraucher. Im Ausland bieten sich zuweilen bessere Ertrag-

schancen als am heimischen Finanzmarkt, etwa durch Investitionen in 

stark wachsende Regionen, wie z.B. Asien. Wichtiger noch ist die Mög-

lichkeit, durch eine Verteilung der Finanzanlagen auf viele Länder, das 

Risiko breit streuen zu können, um damit das Verhältnis von Rendite und 

Risiko zu optimieren. Gerade für Deutschland und viele andere Industrie-

länder mit einer zunehmend alternden Gesellschaft bietet die Globalisie-

rung der Finanzmärkte bessere Anlagemöglichkeiten für eine kapitalge-

deckte private Altersvorsorge. Auch die gegenwärtigen Turbulenzen an 

den Finanzmärkten werden mittel- und langfristige Renditeaussichten 

erfahrungsgemäß nicht in Frage stellen.

Des Weiteren haben die Verbraucher in finanzieller Hinsicht natürlich 

auch von der Europäischen Währungsunion profitiert. Der lästige Wäh-

rungsumtausch und die damit verbundnen Umtauschkosten, sowie die 

teilweise komplizierte Umrechnung der Währungen sind weggefallen und 

machen den Aufenthalt in den anderen Mitgliedsländern der Europäischen 

Währungsunion angenehmer. Auch Auslandsüberweisungen sind durch 

den gemeinsamen Zahlungsraum zügiger und ein wenig günstiger gewor-

den, wenngleich hier weiterer Handlungsbedarf besteht.

3.2 �Arbeitsplätze und Wohlstand  

durch Exportstärke

Der deutsche Exporterfolg ist vor allem im Hinblick auf seine Bedeutung 

für geschaffene und gesicherte Arbeitsplätze bemerkenswert und dient 

als beeindruckender Beleg dafür, wie sehr besonders Deutschland von 

der Globalisierung profitiert. Bemerkenswert ist nicht nur der Titel des 

Exportweltmeisters im Warenhandel. Denn Deutschland ist an der Bevöl-

kerung gemessen kein sehr großes Land im Vergleich zu den USA, Japan, 

China oder Indien. Noch mehr gilt es hervorzuheben: Als einzigem gro-

ßen Industrieland gelingt es Deutschland, seine Weltmarktposition konti-

nuierlich auszubauen. Diese Entwicklung sticht deshalb heraus, weil das 

Diese anschaulichen Zahlen werden von einer Vielzahl von Studien zu 

den Preiswirkungen der Globalisierung bestätigt (Schoenholtz 2007).  

Damit ist jedoch nur die direkte Preiswirkung der Importe beschrieben. 

Die Globalisierung kann aber noch über andere – eher indirekte Kanäle – 

Preiswirkungen entfalten. So stärkt sie etwa durch größere Konkurrenz die 

Anreize, Kosten zu senken und die resultierende Differenz über niedrigere 

Preise direkt an den Kunden weiterzugeben. Globalisierung verringert so 

die Gewinnmargen der Unternehmen. Gleichzeitig hält sie eine übermäßige 

Erhöhung der Löhne im Zaum, die ebenfalls das Preisniveau nach oben 

treiben können. Die Handlungsspielräume für Preis- und Lohnerhöhungen 

sind also im Zuge der internationalen Verflechtung der Märkte geringer. 

Berechnungen für die USA haben die Vorteile des internationalen Handels 

seit dem Zweiten Weltkrieg auf rund 10 Prozent der Wirtschaftsleistung 

Abbildung 6: Kaufkraftgewinn

Veränderung der nötigen Arbeitszeit eines deutschen Durchschnittsverdieners  
zum Kauf des betreffenden Produktes zwischen 1991 und 2006 in Prozent
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18 Prozent weniger Arbeitszeit aufwenden als 1991. 
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Arbeitsstunde (1991: 10,16 Euro; 2006: 13,30 Euro, Preise für 2006 geschätzt)
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln
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Aufholen der Entwicklungs- und Schwellenländer beim globalen Export 

rückläufige Anteile der Industrieländer insgesamt mit sich bringt. Allein 

Deutschland stemmt sich nachhaltig gegen diesen Trend (Abbildung 7). 

Die Gründe für den deutschen Exporterfolg sind vielfältig. Einen wich- 

tigen Beitrag leisteten die moderate Entwicklung der Löhne und der 

damit einhergehende Gewinn an Wettbewerbsfähigkeit. Aber auch die 

Offshoring-Aktivitäten – also die Auslandsverlagerung von Teilen der 

Produktion – der heimischen Unternehmen und ihre Spezialisierung auf 

wachstumsstarke Märkte trugen erheblich dazu bei (Deutsche Bundes-

bank 2006a, Danninger/Joutz 2007). Deutschland scheint sich hier mit 

der hohen Qualität der Marke „Made in Germany” zu so etwas wie dem 

Ausrüster der Schwellenländer zu entwickeln (IW 2008). Da diese auf-

strebenden Staaten sich zunehmend industrialisieren, fragen sie hoch-

wertige deutsche Maschinen und andere Investitionsgüter nach. Deutsch-

lands langjährige Spezialisierung auf diese eher traditionellen Branchen 

erweist sich hier – anders als oft behauptet – als ein wichtiger Vorteil. 

Während der Anteil der Schwellenländer am deutschen Export im Jahr 

1995 nur bei gut 15 Prozent lag, haben die Exporte in diese Staaten im 

Zeitraum bis 2006 zu über 30 Prozent zum deutschen Ausfuhrwachstum 

beigetragen. So kommt es auch, dass Deutschland im Handel mit den 

Niedriglohnländern kein Defizit, sondern sogar einen leichten Überschuss 

von rund vierzehn Milliarden Euro im Jahr 2006 aufwies.

Die Kritik, Deutschland werde zunehmend zu einer Art „Basar-Ökono-

mie”, die ausländische Produkte nur vertreibe ohne im eigenen Land 

Wertschöpfung und Arbeitsplätze zu schaffen (Sinn 2005), ist nur ein 

oberflächlicher Eindruck. Zwar ist der Importanteil an den deutschen 

Exporten nicht zuletzt aufgrund des zunehmenden Kostendrucks zwi-

schen 1995 und 2006 von 31 auf 45 Prozent gestiegen. Jedoch haben 

sich die deutschen Exporte in dieser Zeit – gerade auch, weil sie durch 

den höheren Anteil günstiger Importe wettbewerbsfähiger geworden sind 

– (ohne Berücksichtigung der Inflation) mit über 136 Prozent immens 

erhöht. So ist zwar der Anteil der heimischen Produkte an den Exporten 

geschrumpft, ihr absoluter Wert aber deutlich gestiegen. Weil der Kuchen 

wuchs, ist das kleinere Stück trotzdem sehr viel größer als vorher – und 

so sind die Exporte aus heimischer Produktion heute um beachtliche 93 

Prozent höher als im Jahr 1995.

Die These, der Exportsektor schaffe kaum Arbeitsplätze, da dort zu  

kapitalintensiv produziert würde, lässt sich demnach nicht belegen.  

Abbildung 8 zeigt – unter Berücksichtung der Beschäftigten auf der Zu-

lieferebene – genau das Gegenteil: Durch den Export sind seit dem Jahr 

1995 mehr als 3,2 Millionen Arbeitsplätze entstanden oder gesichert 

worden – ein immenser Anstieg um 56 Prozent von 5,7 Millionen auf 

8,9 Millionen bis zum Jahr 2006. Zu diesem Zeitpunkt war knapp ein 

Viertel aller Erwerbstätigen im Exportsektor tätig, mit steigender Tendenz. 

Eindringlicher kann man kaum zeigen, wie wichtig die Globalisierung für 

Deutschland ist.

Abbildung 7: Exportperformance: Sonderfall Deutschland

Um so viel Prozent wuchsen die Exporte des Landes im Zeitraum 1995-2007 
langsamer (-) oder schneller (+) als dessen Absatzmärkte

Quellen: OECD, Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
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3.3 �Wohlstandsfördernde Direktinvestitionen  

aus dem Ausland

Ein weiterer Aspekt, der die Vorteile der Globalisierung für Deutschland 

aufzeigt, sind die Investitionen aus dem Ausland, die hierzulande Einkom-

men und Beschäftigung entstehen lassen. Nach Angaben der Deutschen 

Bundesbank (2008) beschäftigen ausländische Tochterunternehmen in 

Deutschland über 2,2 Millionen Menschen. Gerade amerikanische Firmen 

stehen hier im Bekanntheitsgrad ganz oben. Bei McDonald’s in Deutsch-

land etwa arbeiten über 50.000 Beschäftigte, bei Ford und Opel (General 

Motors) jeweils knapp 25.000 (AmCham Germany 2007). Vor allem seit 

Anfang der 1990er Jahre hat sich das Engagement ausländischer Unter-

nehmen in Deutschland deutlich erhöht – sowohl im Hinblick auf das 

investierte Kapital als auch auf die Zahl der Beschäftigten, die seit 1995 

um über 500.000 stieg. 

Durch seine zentrale Lage in Europa bietet sich Deutschland aus logisti-

scher Sicht als Standort an und kann als Brückenkopf in die mittel- und 

osteuropäischen Staaten dienen. Zudem gibt es in der Bundesrepublik 

Deutschland gut ausgebildete und produktive Arbeitskräfte, weltweit füh-

rende Spitzentechnologien in verschiedenen Branchen sowie eine gute 

Infrastruktur und einen großen kaufkräftigen Absatzmarkt. Zahlreiche 

* Unter Berücksichtung der Vorleistungsebenen 
Quelle: Bleses et al. 2008
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Abbildung 8: Exportabhängige Arbeitsplätze in Deutschland 

Angaben in Millionen

Umfragen und Standortrankings belegen, dass Deutschland seine Wett-

bewerbsfähigkeit und seine Attraktivität als Unternehmensstandort in den 

vergangenen Jahren sogar deutlich erhöhen konnte (Heilmann 2007). Die 

Entlastung bei den Lohnnebenkosten sowie die Strukturreformen im 

Steuersystem und am Arbeitsmarkt im Zuge der Agenda 2010 haben 

erheblich dazu beigetragen.
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Trotz aller Vorteile bringt die intensivere internationale Ver-

flechtung der Volkswirtschaften zweifellos auch Risiken mit 

sich. Zwar verbessert die Globalisierung die Beschäftigungs-

möglichkeiten von gut qualifizierten Arbeitskräften, jedoch 

führt sie gewiss zu einem Abbau einfacher industrieller 

Arbeitsplätze und erhöht zudem über mehr Wettbewerbsin-

tensität den Arbeitsdruck und die Jobunsicherheit.

Hier sei vorweg genommen, dass die Globalisierung für all 

diese Effekte nicht allein verantwortlich ist. So sinkt die 

Industriebeschäftigung (auch ohne den direkten Einfluss der 

Globalisierung), weil es einen allgemeinen Trend zur Dienst-

leistungsgesellschaft gibt. Außerdem hat der zunehmende 

Einsatz technologischer Hilfsmittel Rationalisierungsmaß-

nahmen der Unternehmen zur Folge. Vor allem in der Indus-

trie, etwa bei einfachen Tätigkeiten am Fließband, ersetzen 

zunehmend Maschinen die Arbeit von Menschen. Dienstleis-

tungen sind hingegen schwerer von Robotern auszuführen. 

In diesem Bereich entstehen im Zuge des Strukturwandels 

neue Jobs. Es ist wichtig zu verstehen, dass der Prozess der 

internationalen wirtschaftlichen Verflechtung grundsätzlich 

die Wettbewerbsintensität verstärkt und den technischen 

Fortschritt beschleunigt. Beides erhöht den Wohlstand. 

Wollten wir die teils unerwünschten Effekte in ihrer Ursache 

verhindern, wäre das nur durch einen gleichzeitigen Verzicht 

4 .  �Risiken der Globalisierung  
in der Diskussion

auf all die Vorteile, die uns der Wettbewerb und viele technologische 

Errungenschaften bringen, möglich. Dass das jedoch keine Lösung sein 

kann, liegt auf der Hand. Um tragbare Antworten auf die sich stellenden 

Herausforderungen zu finden, ist eine genaue Analyse der teils sehr 

komplexen Ursache-Wirkung-Zusammenhänge notwendig. Nur so können 

adäquate Antworten auf die Herausforderungen der Globalisierung gefun-

den werden.1

4.1 �Vernichtet die Globalisierung Arbeitsplätze  

in Deutschland?

Häufig wird der steigende Wettbewerbsdruck, der durch die Globalisie-

rung entsteht, mit Arbeitsplatzverlusten hierzulande in Verbindung ge-

bracht: Insbesondere wird befürchtet, dass Deutschland der Niedriglohn-

konkurrenz aus den Schwellenländern nicht standhalten kann. Als Beleg 

dafür wird die bis vor Kurzem noch erdrückend hohe Arbeitslosigkeit 

angeführt. Die Sorge richtet sich hauptsächlich gegen Arbeitsplatzverla-

gerungen ins Niedriglohnausland und ist in den letzten Jahren oft kontro-

vers thematisiert worden.

Vergleicht man die viel diskutierten Einzelfälle mit den objektiven Fakten, 

zeigt sich ein interessanter Befund: In den Jahren 2003 bis 2006 waren 

nur knapp 7 Prozent der Entlassungen bei mittleren und großen  

Unternehmen in Deutschland (zum Vergleich: 8 Prozent in der EU) auf 

das Offshoring zurückzuführen (European Foundation 2007).

Wenn Produktionsbereiche ins Ausland verlagert werden, bedeutet das 

überdies nicht unbedingt, dass hierzulande dauerhaft Arbeitsplätze ver-

nichtet werden. Denn Offshoring macht die heimischen Unternehmen 

wettbewerbsfähiger und fördert die deutschen Exporte. Damit werden auf 

längere Sicht auch Arbeitsplätze am Heimatstandort gesichert. Zudem 

dienen Unternehmensinvestitionen im Ausland auch der Erschließung 

neuer Absatzmärkte und nicht bloß zur Einsparung von Produktionskos-

ten. Unterm Strich sind die Auslandsinvestitionen der deutschen Unter-

nehmen nicht beschäftigungsschädlich (Deutsche Bundesbank 2006b, 

Klodt/Christensen 2007, Buch et al. 2007). Im Gegenteil: Befragungen 

kommen sogar zu dem Ergebnis, dass Unternehmen, die im Ausland 

investieren, im Inland eine deutlich bessere Beschäftigungsbilanz auf-

weisen als der Durchschnitt (DIHK 2007).
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Wenn die intensivere Einbindung in internationale Güter- und Kapital-

märkte insgesamt Arbeitsplätze vernichten würde, müsste die langfristige 

Beschäftigungsbilanz der Industrieländer negativ sein. Von 1985 bis 2007 

– also in der Zeit der beschleunigenden Globalisierung – ist die Zahl der 

Arbeitsplätze in diesen Ländern aber von knapp 340 Millionen auf fast 

425 Millionen angewachsen. Das entspricht einem ansehnlichen Zuwachs 

von rund einem Viertel in den letzten gut zwanzig Jahren. Dabei ist nicht 

nur die Anzahl der Erwerbstätigen, sondern auch das Arbeitsvolumen – 

gemessen an den gearbeiteten Stunden – um fast 18 Prozent gestiegen.

Kurz gesagt: Die hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland ist nicht primär mit 

der stärkeren Öffnung von Güter-, Kapital- und Arbeitsmärkten zu erklä-

ren. Abbildung 9 visualisiert in einem internationalen Vergleich, dass die 

starke Steigerung der Niedriglohnkonkurrenz nicht systematisch mit einer 

Erhöhung der Arbeitslosenquoten einhergegangen ist (siehe auch EEAG 

2008, Matthes 2007). Aus der Abbildung geht hervor, dass unter den  

Bedingungen der Globalisierung der Bedarf an Arbeit sogar steigen kann.

Abbildung 9: Globalisierung und Veränderung der Arbeitslosigkeit  

in Kontinentaleuropa 
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Als Begründung für die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland 

reicht die Globalisierung folglich nicht aus. Verschiedene Analysen (OECD 

2006, Sachverständigenrat 2005) bestätigen seit längerem, dass vor 

allem die rigiden Regelungen des deutschen Arbeitsmarktes zu diesen 

unerwünschten Entwicklungen geführt haben. Die Globalisierung hinge-

gen hat die starke Exportentwicklung gefördert und damit einen maßgeb-

lichen Beitrag zu mehr Wachstum und Beschäftigung geleistet.

Wo entstehen neue Jobs?

Auch in Deutschland gibt es Branchen, die einen imposanten Beschäfti-

gungsaufbau zu verzeichnen haben. So stiegen die Beschäftigungsmög-

lichkeiten im EDV-Bereich (vor allem bei den Datenbanken und der 

Datenverarbeitung) zwischen den Jahren 1991 und 2005 um mehr als 

150 Prozent oder 319.000 Stellen. Die unternehmensnahen Dienstleis-

tungen konnten mit einem Zuwachs von 107 Prozent sogar mehr als zwei 

Millionen neue Jobs zur Verfügung stellen. Auch in der Immobilienwirt-

schaft, im Freizeitbereich, beim Leasing, im Gesundheits- und Sozialwe-

sen, im Gastgewerbe, in der Forschung und bei den haushaltsnahen 

Diensten ist die Arbeitsplatzbilanz überaus positiv.

Die Tatsache, dass weniger die Globalisierung, sondern vor allem eine 

problematische Arbeitsmarktpolitik für die lang anhaltend Arbeitslosigkeit 

in Deutschland verantwortlich ist, darf nicht darüber hinwegtäuschen, 

dass eine bestimmte Gruppe stärker als andere vom Konkurrenzdruck 

der Globalisierung betroffen ist: Gemeint sind hier die gering qualifizier-

ten Arbeitnehmer. Viele, die eine einfache Tätigkeit in der Industrie ver-

lieren, passen nicht auf einen Job im technologie- oder wissensintensiven 

Bereich und können auch nicht ohne weiteres dafür umgeschult werden.

4.2 �Ist die Globalisierung Verursacher der  

steigenden Einkommensungleichheit?

Die Ungleichheit der Einkommen, gemessen an den am Markt erzielten 

Pro-Kopf Einkommen, hat in Deutschland – wie auch in den Industri-

eländern insgesamt – seit Mitte der 1990er Jahre zugenommen. Das 

zeigen eine ganze Reihe von Studien für Deutschland (z.B. Goebel/Krause 

2007, BMAS 2008). Die Globalisierung könnte zumindest theoretisch eine 

wichtige Rolle dabei gespielt haben: Zum einen über die Umverteilung 

zwischen Arbeit und Kapital; zum anderen über das Auseinanderdriften 
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des Lohnniveaus zwischen hoch und gering Qualifizierten. Zwar lässt  

sich beides für Deutschland beobachten, jedoch reicht die Globalisierung 

als Erklärung hierfür nicht aus. 

In der Tat sind die Kapitaleinkommen in vielen Industrieländern im länger-

fristigen Vergleich stärker gestiegen als die Arbeitslöhne. Der Anteil der 

Lohneinkommen am Volkseinkommen (die Lohnquote) ist also gesunken. 

Obgleich die Lohnquote als Indikator sehr wohl umstritten ist, zeigen die 

jüngsten Forschungsergebnisse, dass der Rückgang der Lohnquote in den 

großen europäischen Industrieländern zwischen 1982 und 2002 nur zu 

einem geringen Teil auf die Globalisierung zurückgeführt werden kann. 

Eine viel größere Rolle wird dem technischen Fortschritt beigemessen, da 

dieser den Faktor Kapital begünstigt, indem er Arbeit einspart und Kapital 

produktiver und damit rentabler macht (Jaumotte/Tytell 2007).

Auch innerhalb der Lohneinkommen hat sich eine immer größer wer-

dende Schere aufgetan: Die Unterschiede zwischen der obersten Lohn-

gruppe der hoch Qualifizierten und der untersten Lohngruppe der gering 

Qualifizierten hat sich zunehmend geweitet (Sachverständigenrat 2007, 

Goebel/Krause 2007). Die Lohnspreizung in Deutschland ist sogar so 

stark gestiegen wie in kaum einem anderen Industrieland (Schettkat 

2007).

Verantwortlich dafür ist vor allem die Ausdifferenzierung im unteren 

Lohnsegment: Während 1995 nur etwa 15 Prozent aller Beschäftigten 

(einschließlich Mini-Jobs) ein Lohneinkommen von weniger als zwei Drittel 

des mittleren Einkommens zu verzeichnen hatten, lag der Anteil im Jahr 

2006 bei über 22 Prozent (IAQ 2008). Es darf jedoch nicht übersehen 

werden, dass in diesem Segment der niedrigen Löhne – dem Niedriglohn-

sektor – neue sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 

entstandenen sind, die insbesondere den Langzeitarbeitslosen und gering 

Qualifizierten einen Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt geboten haben. 

Der Niedriglohnbereich hat also auch den Problemgruppen des deutschen 

Arbeitsmarktes neue Beschäftigung und somit eine Teilhabe am wachsen-

den Wohlstand eröffnet. 

Neben der Globalisierung ist aber auch hier wieder dem technischen 

Fortschritt eine gewisse Mitverantwortung an der steigenden Ungleichheit  

der Löhne zu geben (Matthes 2008): Einfache Tätigkeiten werden zuneh-

mend von Maschinen übernommen, so dass sich die Arbeitsnachfrage 

weiter zu Lasten der gering Qualifizierten verschiebt (Cline 1997, Gröm-

ling et al. 1998, WTO/ILO 2007). Auch die steigende Frauenerwerbstätig-

keit hat die Lohnschere geweitet: Denn die Ungleichheit der Löhne liegt 

bei Frauen deutlich höher als bei Männern. Darüber hinaus steigert der 

Mangel an Fachkräften, der gegenwärtig zu beobachten ist, den Preis von 

hoch qualifizierter Arbeit.

Eine weitere Erklärung für die zunehmende Einkommensungleichheit ist 

die erhöhte Arbeitslosigkeit in den 1990er Jahren, die einerseits einen 

erhöhten Lohndruck auf die noch Beschäftigten induzierte und anderer-

seits Einkommensverluste bedingte. Das wiederum erhöhte die Bereit-

schaft, zu einem niedrigeren Einstiegslohn zu arbeiten (Goebel/Krause 

2007).

4.3 �Sind gering qualifizierte Arbeitnehmer  

die Verlierer der Globalisierung?

Die Arbeitslosigkeit ist bei den gering Qualifizierten in Deutschland mit 

über 20 Prozent so hoch wie in keinem anderen Land, wie Abbildung 10 

zeigt. 

Abbildung 10: Arbeitslosenquote der gering Qualifizierten

In Deutschland am höchsten 

Stand 2005, Angaben in Prozent
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Quelle: OECD 2007
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Der Vergleich mit anderen Ländern offenbart jedoch auch, dass dies kein 

Sachverhalt ist, mit dem wir uns im Zuge der globalisierungsbedingten 

Konkurrenz aus Niedriglohnländer abfinden müssen. Zudem sind für die 

Industrieländer insgesamt die inflationsbereinigten Pro-Kopf-Einkommen 

der Geringverdiener in den 1990er Jahren um 1,6 Prozent pro Jahr 

gestiegen (IWF 2007b). 

Dass diese Entwicklung für Deutschland nicht galt, ist auf eine Reihe  

besonderer Entwicklungen und weniger auf die Globalisierung zurückzu-

führen. Verschleppte Reformen im Bereich des Arbeitsmarkts und der 

Sozial- und Finanzpolitik haben die gering Qualifizierten in eine schwierige 

Situation gebracht. Hinzu kamen noch externe Faktoren, wie die finanzi-

elle Belastung als Folge der deutschen Wiedervereinigung (European 

Commission 2002). Zudem führte eine Aufwertung der D-Mark zwischen 

den Jahren 1992 und 1995, sowie die Fixierung eines leicht überwerte- 

ten D-Mark-Euro Wechselkurses im Jahr 1999, zu einer Verschlechterung 

der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. 

All dies hat dazu beigetragen, dass die deutsche Wirtschaft zwischen 1995 

und 2005 nur sehr schwach gewachsen ist und so der Verteilungsspiel-

raum eng begrenzt war. Zudem musste der Nachteil bei der internationa-

len Wettbewerbfähigkeit durch eine länger anhaltende Lohnzurückhaltung 

wieder ausgeglichen werden. In der Folge gingen die Reallöhne der 

gering Qualifizierten – bei zunehmender Lohnspreizung – in Deutschland 

bis 2005 zurück und konnten nicht wie in anderen Ländern merklich 

steigen. 

Vielfältige Reformen am Arbeitsmarkt und die Bemühungen der Tarif-

partner haben inzwischen aber dazu beigetragen, dass die deutsche 

Wirtschaft wieder wettbewerbsfähiger ist. Es lohnt sich nun wieder, 

Arbeitsplätze zu schaffen, auch für gering Qualifizierte. Im Niedriglohn-

sektor ist die Zahl der Arbeitsplätze für Arbeitnehmer ohne Ausbildung 

zwischen den Jahren 2000 und 2006 – also trotz zwischenzeitlicher 

Stagnationsphase – um 24 Prozent gestiegen. Neue Arbeitsplätze für 

gering Qualifizierte sind vor allem in produktionsnahen Serviceberufen, 

bei einfachen Tätigkeiten in der Altenpflege und im EDV-Bereich sowie in 

der Raumreinigung und bei Hilfs- und Lagerarbeiten entstanden (IAQ 

2005). Zuletzt ist noch anzumerken, dass gerade Geringverdienter, die 

einen Großteil ihres Einkommens zum Konsum verwenden, einen enor-

men Kaufkraftgewinn durch die Globalisierung erfahren haben. 

4.4 �Bedroht der Aufstieg der Schwellenländer  

unseren Wohlstand?

Die Sorge, die Einbindung der Schwellenländer in die internationale  

Arbeitsteilung und Ihr Aufholen im Bereich der Hochtechnologie könnte 

auf Kosten des Wohlstands der Industrieländer gehen, hat in den letzten 

Jahren stark zugenommen. 

In der Tat hat sich die Beteiligung der Schwellenländer am Welthandel  

rasant entwickelt (Abbildung 11). Ihr Anteil am Weltexport hat sich seit 

1980 mehr als verdoppelt und beträgt inzwischen weit über ein Fünftel. 

Doch geht die voranschreitende Partizipation der Schwellenländer am 

weltweiten Austausch von Waren und Dienstleistungen tatsächlich auf 

Kosten der Industrieländer?

Abbildung 11: Industrieländer: Rückläufiger Weltexportanteil bei  

steigenden Exporten

Weltexportanteil in Prozent

 I ndustrieländer,   Schwellenländer 
 Ölexportierende Länder,   Übrige Entwicklungsländer

 Schwellenländer (aufgrund des Langfristvergleichs ohne frühere Ostblockstaaten):  
Argentinien, Brasilien, Chile, China, Honkgong, Indien, Indonesien, Malaysia, Mexiko,  
Philippinen, Singapur, Südafrika, Südkorea, Thailand, Türkei;  
 Industrieländer: EU-15, USA, Japan, Kanada, Schweiz, Norwegen, Australien, Neuseeland 
 Weltexporte: nur Warenhandel;  Hongkong und Singapur: ohne Re-Exporte 
Quelle: IWF, WTO, Institut der deutschen Wirtschaft Köln
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Der berühmte Ökonomie-Nobelpreisträger Paul Samuelson hatte diese 

Befürchtung im Jahr 2004 mit folgender Begründung ins Feld geführt: 

Die zunehmende Einbindung der Schwellenländer in den internationalen 

Handel erhöhe das Warenangebot in unseren Exportsegmenten und führe 

so zum Preisverfall auf dem Weltmarkt. Das drücke unsere Ausfuhrpreise 

und verändere so das Verhältnis der Import- und Exportpreise (im Fach-

jargon: die Terms of Trade) zu unserem Nachteil. Sprich: Wir müssten 

mehr Exporte realisieren, um das gleiche Volumen an Gütern importieren 

zu können wie zuvor (Samuelson 2004).

In der Praxis bestätigt sich diese Befürchtung bislang nicht. Da die Indus-

trieländer technologisch weiter voranschreiten, hat z.B. China bei der 

Qualität seiner Exporte gegenüber Deutschland und anderen Industrie-

ländern kaum aufgeholt (Schott 2008). Während die Schwellenländer in 

erster Linie einfache Güter (wie Textilien oder Spielzeug) oder technolo-

gisch standardisierte Produkte mit ausgereiften Herstellungsverfahren 

(wie Computer und Unterhaltungselektronik) auf dem Weltmarkt anbie-

ten, führen wir wissensintensive und innovative Produkte aus, wie z.B. 

Qualitätsmaschinen. So sind Deutschlands Terms of Trade im Industrie-

warenhandel in den letzten Jahren sogar stetig gestiegen (Matthes 

2007). 

Summa summarum zeigt sich, dass nicht nur die Schwellenländer, son-

dern auch Industrieländer – und gerade Deutschland als Exportnation 

hochtechnologischer Produkte – von der zunehmenden Arbeitsteilung mit 

den Schwellenländern profitieren.

4.5 �Führt die Globalisierung zur Handlungs- 

ohnmacht der Nationalstaaten?

Während sich die Wirtschaft globalisiert, bleiben Politik und Demokratie 

vorwiegend national aufgestellt. Die zunehmende Asymmetrie der Reich-

weite von Wirtschaft und Politik – so die Annahme – schränke die Hand-

lungsspielräume der nationalen Regierungen ein. Die Standortkonkurrenz 

zwinge die Staaten zudem in einen Unterbietungswettbewerb bei Steuern 

und Sozialstandards (race to the bottom), so dass im Ergebnis die Spiel-

räume für Investitionen oder für soziale Umverteilung eingeengt würden. 

Bei genauerer Betrachtung lassen sich diese Ängste anhand einer Reihe 

von Argumenten relativieren.

Ruinöses „race to the bottom”?

Sowohl für die EU (hier EU-15 Staaten) als auch für die gesamten OECD-

Staaten ließ sich in den letzten Jahren, trotz des zunehmenden internatio-

nalen Wettbewerbs, kein race to the bottom beobachten. 

Zwar wurden die Unternehmensteuersätze in vielen Ländern deutlich 

abgesenkt, jedoch ist der Anteil der Gewinnsteuern der international 

aktiven Unternehmen an der Wirtschaftsleistung seit den 1980er Jahren 

nicht gesunken, sondern sogar gestiegen (Abbildung 12). Die Verbreite-

rung der Bemessungsgrundlage und eine gute Gewinnentwicklung bei 

den Unternehmen haben dazu beigetragen. Letztere ist gewiss auch 

Resultat der Steuersenkungen, da sinkende Abgaben mehr Freiraum für 

wachstumstreibende Investitionen ließen.

Abbildung 12: Unternehmenssteuern: Kein Race to the Bottom

Gewinnsteuern von Kapitalgesellschaften …  

Angaben in Prozent

Kapitalgesellschaften in Deutschland: Aktiengesellschaften und GmbHs, also ten-
denziell größere Unternehmen, die eher die Option der Abwanderung wahrnehmen 
Quelle: OECD
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Auch bei den Sozialabgaben zeigt sich kein eindeutiger Trend nach unten. 

In Deutschland ist ihr Anteil an der Wirtschaftsleistung von 1980 bis 2004 

leicht gestiegen; von 28,8 Prozent auf 29,5 Prozent (Eurostat). In Italien, 

Frankreich, Großbritannien, Österreich und Dänemark waren die Anstiege 

im gleichen Zeitraum sogar deutlich stärker. 

Dass die Staatsquote (also der staatliche Anteil an der gesamten Wirt-

schaftsleistung) in vielen Ländern zurückgegangen ist, muss kein Zeichen 

für sinkende staatliche Handlungsmacht sein: Per se gibt es keine opti-

male Steuer-, Sozial- oder Staatsquote. Wohl aber gibt es empirische 

Studien die belegen, dass die Konsolidierung der Staatsfinanzen in den 

Industrieländern – und damit eine Rückführung der Staatsquote – das 

Wachstum fördert (Grömling 2005). 

Abschließend sei noch angemerkt, dass nicht allein die Höhe der Steuern 

und Abgaben ausschlaggebend für die Standortentscheidung von Unter-

nehmen ist. Auch die staatlichen Leistungen, die im Gegenzug geboten 

werden, fließen in das Kalkül mit ein. Sind diese „ihren Preis wert” wird 

ein Unternehmen nicht ohne Weiteres abwandern. Dass Deutschland hier 

zunehmend ein attraktives Preis-Leistungsverhältnis bietet, bringt die 

Verbesserung seiner Position bei vielen Standortrankings zum Ausdruck.

Soziale Umverteilung nicht eingeschränkt

Nach wie vor hat Deutschland ein sehr effizientes System staatlicher  

Umverteilung, das vor allem dem als arm geltenden Teil der Bevölkerung2 

zu Gute kommt. Im Jahr 2005 konnte die Armutsquote durch staatliche 

Transfers von 26 Prozent auf 13 Prozent halbiert werden (BMAS 2008). 

Insgesamt hat das Ausmaß der staatlichen Umverteilung nach ganz 

unten in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre deutlich zugenommen und 

ist danach weitgehend stabil geblieben (Goebel/Krause 2007). Die Tat-

sache, dass die Armutsquote nach Sozialleistungen im Zeitraum von 

1995 bis 2001 deutlich gesunken ist, obwohl die Quote vor Sozialleistun-

gen in etwa konstant blieb, bringt das zum Ausdruck (Abbildung 13).

Auch die progressive Einkommenssteuer als zentrales Instrument der staatlichen 

Umverteilung scheint nicht wesentlich unter dem globalisierungsbedingten Stand-

ortwettbewerb gelitten zu haben, wenngleich der Spitzensteuersatz im Zeitverlauf 

deutlich gesenkt wurde. Gerade in den letzten Jahren sind aber viele Steuer-

schlupflöcher geschlossen worden, und weitere gilt es in Zukunft zu schließen.

Insgesamt zahlten die reichsten 10 Prozent der Steuerzahler im Jahr 2007 gut 

53 Prozent der gesamten Einkommenssteuern (BMF 2007). Das ist sogar mehr 

als noch im Jahr 1989. Damals waren es rund 51 Prozent.

Abbildung 13: Armutsgefährdungsquote und soziale Umverteilung 

 Armutsgefährdungsschwelle: 60 Prozent des mittleren Einkommens (Median);  
Sozialleistungen ohne Renten  
 Armutsgefährdungsquote: Anteil von Personen mit einem verfügbaren  
Einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle
Keine Erfassung zwischen 2002 und 2004, ab 2005 andere Erfassungsmethodik, 
Daten nicht mehr vollständig vergleichbar 
Quellen: Eurostat, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

  	 Armutsgefährdungsquote vor Sozialleistungen  
  	 Armutsgefährdungsquote nach Sozialleistungen 
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Zwischenfazit: Differenzierte Betrachtung notwendig

Die differenzierte Betrachtungsweise einiger Risiken der Globalisierung 

hat gezeigt, dass es zweifellos Anpassungslasten und Nachteile gibt. Doch 

lassen sich manche Bedenken mindern, wenn sie einer gründlicheren 

Analyse unterzogen werden. Dieser genauere Blick ist fundamental wich-

tig; zum einen, um der Ungewissheit über die komplexen Wirkungskanäle 

entgegenzutreten; zum anderen, um dem Gefühl der Ohnmacht gegen-

über den globalen Marktkräften und der damit einhergehenden skepti-

schen Einstellung der Menschen zur Globalisierung begegnen zu können. 

Nur auf Grundlage einer eingehenden Analyse können Eingriffsmöglich-

keiten der Wirtschaftspolitik identifiziert werden.

Detaillierte Analysen zu den im folgenden aufgegriffenen und weiteren  
Aspekten der Globalisierung (so z. B. zu den Finanzmärkten) erscheinen künftig 
in der Reihe Analysen und Argumente der Konrad-Adenauer Stiftung.
Darunter fällt, wer unter 60 Prozent des Medianeinkommens verdient –  
ohne Sozialleistungen und ohne Renten.

1|

2|

Die Vorteile der Globalisierung kommen in der öffentlichen 

Debatte nur wenig zur Geltung. Wie in Kapitel 4 gezeigt 

wurde, werden ihr nicht selten wirtschaftliche Fehlentwick-

lungen zugeschrieben, die in erster Linie andere Ursachen 

haben. Die real existierenden und alltäglich spürbaren 

positiven Effekte der Globalisierung werden hingegen oft-

mals nicht mit ihr in Verbindung gebracht. Wie ist diese 

Diskrepanz in der Wahrnehmung zu erklären? 

Viele Menschen haben im Alltagsleben meist nicht genug 

Zeit, um komplexe (wirtschaftliche) Zusammenhänge gründ-

lich zu durchdringen. Selbst gut gebildete Bürger können die 

vielfältigen Wirkungskanäle der internationalen Arbeitstei-

lung und des globalen Kapitalverkehrs kaum nachvollziehen. 

Der Verstand sucht daher nach Vereinfachungen und Denk-

schubladen. Nicht sehr hilfreich ist in dieser Hinsicht, dass in 

der Schule nur wenig Wissen über Wirtschaft und Globalisie-

rung vermittelt wird.

Zudem haben Untersuchungen zur Wahrnehmung gezeigt, 

dass der Mensch dazu tendiert, negativen Meldungen einen 

größeren Stellenwert als positiven Sachverhalten beizumes-

sen und Verlust- größer als Gewinnmöglichkeiten zu gewich-

ten (Heinemann 2007). Die Nachteile der Globalisierung 

werden daher oft besonders intensiv empfunden.  

5 .  �Warum nehmen wir die  
Vorteile der Globalisierung 
so wenig wahr?
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Der Arbeitsplatzverlust aufgrund einer Verlagerung nach Osteuropa oder 

Asien ist für die Menschen direkt spürbar und zugleich zweifelsfrei auf die 

Globalisierung zurückzuführen. Auch die Tatsache, dass der starke Globa-

lisierungsschub in den 1990er Jahren in eine Zeit sehr schwachen Wirt-

schaftswachstums gefallen ist, hat die negative Wahrnehmung der Globa-

lisierung geprägt. 

Die Vorteile hingegen werden als selbstverständlich hingenommen und 

meist nicht der Globalisierung zugeordnet. Seien es gesicherte Arbeits-

plätze durch Exporte und ausländische Investitionen oder höhere Real-

einkommen, weil die Globalisierung die Produktivität steigert und weil 

viele Waren billiger sind, wenn wir sie importieren.

Die Medien verstärken diese Diskrepanz in der Wahrnehmung noch: Für 

die Berichterstattung muss ein Blickfang her, eine nötige Prise Sensation 

und Zuspitzung, sowie zuweilen ein Sündenbock, auf den sich Ängste  

und Ärger projizieren lassen. Oft werden persönliche Schicksalsschläge 

aufgegriffen, die als Identifikationsfläche dienen sollen. All diese Zutaten 

einer erfolgreichen Mediengeschichte liefert die Globalisierung häufig. 

Der zweifellos schwer getroffene langjährige ältere Mitarbeiter, dessen 

Job nach Rumänien verlagert wird oder durch die vermeintlich unfaire 

chinesische Importkonkurrenz einfach wegfällt, ist ein regelmäßig zitier-

ter Fall. Das Beispiel Nokia – auch wenn es letztlich nur ein Einzelfall ist – 

hat dies zum Jahresbeginn 2008 einmal mehr mit massiver Medien-

präsenz verdeutlicht. Statistiken oder Beispiele, die die Globalisierungs-

vorteile belegen, werden hingegen von den Medien seltener zitiert.

Umso mehr ist eine Aufklärung über die tatsächliche Faktenlage nötig. 

Denn ein weiteres Verhaltensmuster spielt zuweilen eine Rolle: die so 

genannte kognitive Dissonanz. Sie besagt, dass Menschen oft an einmal 

festgefügten Meinungen festhalten und dazu tendieren, die verfügbaren 

Informationen einseitig auszuwerten – eben so, wie es gerade in ihr 

Weltbild passt. Einzelbeispiele werden verallgemeinert und nüchternen 

Fakten dagegen weniger Beachtung beigemessen. Erst wenn die Wider-

sprüche zu erdrückend werden, ist die Bereitschaft da, eine andere 

Meinung anzunehmen. Umso wichtiger ist es, die Aufmerksamkeit auch 

auf die positiven Entwicklungen der Globalisierung zu lenken. 

Die Ausführungen haben gezeigt, dass die Globalisierung 

nicht so schlecht ist wie ihr Ruf. Sie haben aber auch  

gezeigt, dass in einigen Bereichen Bedarf für eine aktive 

Gestaltung besteht, an der es bislang in weiten Teilen von 

Politik und Gesellschaft mangelt. Globalisierung wurde lange 

Zeit als – teils eher lästige – Randerscheinung betrachtet. 

Das mag nicht zuletzt auch daran liegen, dass der Wähler 

von der Politik fordert, zunächst die Probleme „vor seiner 

eigenen Haustür” zu lösen. Globalisierung scheint zu ab-

strakt und zu weit weg von dem, was die Menschen unmit-

telbar berührt. Dass es jedoch trotzdem nicht aussichtslos 

ist, ein Bewusstsein für globale Herausforderungen zu schaf-

fen, hat zuletzt der Einzug der Klimadebatte in die politische 

Agenda gezeigt. 

Wichtig ist, dass sich die Politik einer ausgewogenen Darstel-

lung der Risiken und Chancen annimmt. Zuweilen wurde zu 

schnell in den medienwirksamen Tenor mit eingestimmt, der 

die Globalisierung vorschnell an den Pranger stellt. Anderer-

seits wäre es natürlich naiv, nur die Vorteile zu predigen – 

und denjenigen, die unmittelbar die Risiken der Globalisie-

rung zu spüren bekommen, vor den Kopf zu stoßen.

6.  �Schlussfolgerungen für  
die Wirtschaftspolitik

ein reform-dreiklang für mehr gerechtigkeit und eine 

globalisierungsfeste beschäftigungspolitik
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Ein stimmiges Konzept ist dringend nötig, damit wir die Risiken der 

Globalisierung besser abfedern und ihre Chancen so gut wie möglich 

nutzen können.

Eine globalisierungsfeste Beschäftigungspolitik 

ist möglich

Die vorangegangene Analyse hat gezeigt, dass hohe Arbeitslosigkeit nicht 

zwangsläufig auf die Globalisierung zurückzuführen ist. Vielmehr haben 

es zahlreiche Industrieländer geschafft, die Erwerbstätigenquoten zu 

steigern und die Arbeitslosigkeit zu senken. Die Beschäftigung ist relativ 

zur Erwerbsbevölkerung gerade in den nordischen Staaten und der 

Schweiz am höchsten, also in Ländern, die sehr offen für Handel und 

Kapitalverkehr sind. Eine globalisierungsfeste Beschäftigungspolitik ist 

also möglich, wenngleich nicht jeder Ansatz aus dem Ausland bei uns 

Erfolg versprechen kann. Aber eines wird aus den Erfahrungen anderer 

Länder deutlich: Nur der entschiedene Gestaltungsanspruch entfaltet 

positive Wirkung für Verbraucher, Arbeitnehmer und Wirtschaft. Abschot-

tung stellt nicht nur keine Lösung für die bestehenden Probleme dar – 

zusätzlich nimmt sie uns die Vorteile.

Gerechtigkeitsdefizit beseitigen

Die Politik steht in der Verantwortung, den Globalisierungsprozess besser 

zu steuern. Die Balance zwischen den Gewinnern und (vorübergehenden) 

Verlierern hat tatsächlich zu wenig Beachtung gefunden. Um dieses 

Missverhältnis zu korrigieren, bedarf es der Fortentwicklung der Sozialen 

Marktwirtschaft. Das Verhältnis zwischen Freiheit und Eigenverantwor-

tung einerseits und Fürsorge und Solidarität andererseits gilt es neu 

auszutarieren. 

Die Politik und die Tarifpartner haben sich in den letzten Jahren auf den 

richtigen Weg gemacht, wie der eindrucksvolle Rückgang der Arbeits-

losigkeit zeigt. Sicherlich reichen die vorliegenden Befunde für eine ab-

schließende Bewertung noch nicht aus. Gleichwohl führen verschiedene 

Studien – anders als zuweilen behauptet (Horn et al. 2007) – die Erfolge 

auf dem Arbeitsmarkt auch auf die mutigen Arbeitsmarktreformen der 

vergangenen Jahre zurück (Brenke/Zimmermann 2008, Sachverständi-

genrat 2007, Grömling et al. 2007). 

Trotz dieser bemerkenswerten Reformdividende herrschen in der Bevöl- 

kerung zweifellos ein gefühltes und wohl auch ein echtes Gerechtigkeits-

defizit. Der Anstieg von Armut und Ungleichheit in den letzten Jahren 

macht das nur allzu deutlich. 

Das alt bewährte Motto Ludwig Erhards „Wohlstand für alle” gewinnt 

daher in der heutigen Zeit eine neue Aktualität. Denn es geht darum, die 

Härten der Wirtschaftskrise der letzten Jahre zu mildern, sowie  den 

Geringverdienern und der breiten Mittelschicht wieder zufrieden stellende 

Einkommensperspektiven zu bieten. Das heißt, mehr Gerechtigkeit zu 

schaffen, ohne die Wachstums- und Beschäftigungspotenziale zu be-

schneiden. Doch die entscheidende Frage ist: Wie? Ein Patentrezept gibt 

es nicht, sehr wohl aber wichtige Anhaltspunkte, die im Folgenden dar-

gestellt werden.

Wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf:  

Ein Reform-Dreiklang

Zur aktiven Gestaltung der Globalisierung muss die Politik auch neue 

Wege gehen. Ein Dreiklang von mehr Bildung, weniger Abgabenbelastung 

und mehr Beschäftigung gehört dabei zu den entscheidenden Maßnah-

men.

1. Bildungsförderung hat den Charme, dass sie zugleich umverteilend 

und wachstumsschaffend wirkt, also kaum der übliche Konflikt zwischen 

Effizienz und Gerechtigkeit entsteht. Sie sollte darauf ausgerichtet sein, 

Deutschland für den schärferen Wettbewerb aus den aufstrebenden 

Schwellenländern fit zu machen und gleichzeitig für genügend Fachkräfte 

sorgen. 

Bildungsmaßnahmen müssen sich vor allem an den Bedürfnissen der  

gering Qualifizierten und sozial Benachteiligten orientieren, damit Men-

schen, die ihren Arbeitsplatz durch Niedriglohnkonkurrenz oder Rationa-

lisierung verloren haben, eine neue Beschäftigung in zukunftsträchtigeren 

Branchen finden. Neben der stärkeren Förderung der frühkindlichen Bil-

dung muss der Anteil der Schulabbrecher systematisch reduziert und 

Investitionen in Bildung durch sogenanntes Bildungssparen1 gefördert 

werden. 
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Manches hat sich seit der PISA-Krise bewegt, doch vieles geht noch zu 

schleppend voran und scheitert vielfach vor Ort an mangelnder Finanzie-

rung. Die Politiker der Bundesländer stehen hier in der Pflicht, die Bil-

dungslandschaft zu modernisieren und bildungsfördernde Programme 

möglichst zeitnah in die Tat umzusetzen. Das ist eine Aufgabe von enor-

mer Tragweite für Deutschlands wirtschaftliche und auch politische Zu-

kunft.

2. Die weitere Abgabenentlastung der unteren und mittleren Einkom-

mensgruppen stellt das zweite Element des Reform-Dreiklangs dar. Es 

würde die Arbeitsanreize erhöhen, und gleichzeitig die Ausgaben für 

Transfers senken.

Diese Maßnahme hat darüber hinaus den Charme, die Nettoeinkommen 

der Arbeitnehmer zu fördern und die Kostenbelastung des Faktors Arbeit 

zu senken, was die Schaffung neuer Stellen rentabler macht. Der so 

genannte Abgabenkeil zwischen Nettolöhnen und Arbeitskosten wurde 

wiederholt als wichtige Ursache für Arbeitslosigkeit diagnostiziert (Nickell 

et al. 2005, Bassanini/Duval 2006). Seit der Jahrtausendwende hat die 

Politik mit der Steuerreform 2000, sowie zuletzt mit der deutlichen Sen-

kung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, die richtige Richtung 

eingeschlagen. Diesen Weg gilt es weiterhin fortzusetzen. Eine Abkoppe-

lung der Krankenversicherungskosten vom Lohn wäre ebenfalls ein wich-

tiger Schritt in diese Richtung, den der  Sachverständigenrat in seinem 

Konzept der „Bürgerpauschale” bereits im Jahr 2004 vorgeschlagen hat 

(Sachverständigenrat 2004 und 2005).

3. Mehr Beschäftigung ist ein wichtiges Mittel, um eine größere Teilhabe 

am erwirtschafteten Sozialprodukt zu ermöglichen und auf diese Weise 

Armut und Ungleichheit zu bekämpfen. Denn die lange Zeit hohe und 

steigende Arbeitslosigkeit hat maßgeblich mit zum Zurückfallen gerade 

der gering Qualifizierten beigetragen (Goebel/Krause 2007). Zudem ist 

Beschäftigungswachstum im Vergleich zu Lohnerhöhungen eine stärkere 

Triebkraft für den privaten Konsum (Lesch 2007).

Grundsätzlich geht es bei der Beschäftigungsförderung darum, die Er-

werbstätigen auf die neue Arbeitswelt in der Globalisierung einzustellen 

und den Firmen Anreize und Freiräume zu geben, um sich den Anforde-

rungen der internationalen Arbeitsteilung zu stellen. Weniger Bürokratie 

und investitionsfreundliche wirtschaftliche Rahmenbedingungen sind hier 

wichtige Stellschrauben, an denen zuletzt schon etwas in die richtige 

Richtung gedreht wurde. Zudem muss etwas gegen den so genannten 

Mismatch zwischen Arbeitsnachfrage und Arbeitsangebot unternommen 

werden. Zu viele Stellen sind frei, die nicht besetzt werden können, weil 

die Arbeitslosen in einer anderen Region wohnen oder die Qualifikation 

der Bewerber nicht stimmt (Stichwort Fachkräftemangel). Hierzu können 

wiederum mehr Investitionen in Bildungs- und Weiterbildungsmaßnah-

men Abhilfe schaffen. 

Vor allem für gering Qualifizierte muss mehr Beschäftigung entstehen. 

Neue Stellen für die vielen Arbeitslosen dieser Gruppe lassen sich jedoch 

nicht schaffen, wenn der gerade erst entstandene Niedriglohnsektor 

durch die Einführung von Mindestlöhnen wieder faktisch geschlossen 

wird. Niedriglöhne sind unverzichtbar, um mit dem Anpassungsdruck von 

Globalisierung und Rationalisierung fertig zu werden. Gleichzeitig muss 

durch staatliche Transfers für die Geringverdiener sichergestellt werden, 

dass jeder Arbeitnehmer ein Auskommen hat. Nicht alle gering Qualifi-

zierten schaffen es, sich durch Bildung und Umschulung für die moderne 

Zukunftsgesellschaft fit zu machen. Für diese Personen brauchen wir 

neue Arbeitsplätze in den lokalen und gerade auch den haushaltsnahen 

Dienstleistungen. Hierbei bieten sich Kombilohnmodelle an, die einerseits 

das Mindesteinkommensniveau der Beschäftigten absichern, andererseits 

den Unternehmen einen Anreiz zur Schaffung neuer Arbeitsplätze geben. 

Mit der Duldung geringer Löhne im Niedriglohnsektor und der Aufstockung 

durch Hartz IV haben wir diesen Weg nun auch eingeschlagen, den zahl-

reiche andere Länder bereits seit längerem beschreiten. Und tatsächlich 

haben erstaunlich viele gering Qualifizierte in den letzten Jahren einen 

Arbeitsplatz gerade im Bereich einfacherer Dienstleistungen gefunden 

(vgl. Kapitel 4). Mindestlöhne bergen die Gefahr, diese Entwicklung zu 

konterkarieren und Arbeitsplätze für Geringverdiener zu vernichten (ifo 

Institut 2008).

Zudem geht es beim Stichwort „mehr Beschäftigung” darum, die Arbeits-

anreize gerade für Menschen mit schlechten Verdienstmöglichkeiten zu 

erhöhen. Anders als oft in der öffentlichen Debatte dargestellt, hat Hartz 

IV die finanzielle Absicherung für einen Teil dieser Gruppe sogar noch 

etwas erhöht (Arntz et al. 2007). Zu häufig lohnt es sich hier, nicht zu  

arbeiten, weil die staatlichen Transfers ein ähnliches Nettoeinkommen  

ermöglichen. Die Einforderung einer Gegenleistung von den Transferbe-
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ziehern ist daher geboten, einhergehend mit verbesserten Hinzuver-

dienstmöglichkeiten für eben diese (Sachverständigenrat 2006). Das ist 

im Übrigen ein Schritt zu mehr Gerechtigkeit all denjenigen gegenüber, 

die tagtäglich ihre Arbeit machen und hohe Abgaben in die Sozialkassen  

einzahlen.

Natürlich unterliegen alle diese Maßnahmen dem Finanzierungsvorbehalt 

und müssen im Spannungsfeld zur notwendigen Haushaltskonsolidierung 

betrachtet werden. Trotzdem dürften die Schritte für den Niedriglohn-

bereich umsetzbar sein, so zeigen z. B. Berechnungen zum Kombilohn-

modell, dass dieser langfristig keine Mehrbelastungen für die öffentlichen 

Haushalte erwarten lässt (Sachverständigenrat 2006). Auch die vorge-

schlagenen Bildungsinvestitionen werden aller Voraussicht nach zuneh-

mende Erträge – für Gesellschaft und Politik – in der Zukunft abwerfen.

Analog zur Altersvorsorge würde dabei die Geldanlage für Weiterbildungs- 
maßnahmen im Beruf oder das Studium der eigenen Kinder steuerlich  
gefördert.

1|

Unter diese drei Überschriften – mehr Bildung, mehr Be-

schäftigung und weniger Belastung durch Abgaben – lassen 

sich Reformen zu einem Paket bündeln, das in seinen Grund-

zügen mehrheitsfähig sein dürfte. Zudem muss deutlich 

gemacht werden, dass die bisherigen Reformen durchaus 

erfolgreich waren und nun bessere Einkommensperspektiven 

als in der Vergangenheit winken. Ein zentrales Element ist 

die Kommunikation der Reformen als „sozial ausgewogen”, 

mit dem Ziel, alle an den Vorteilen und Chancen der Globali-

sierung teilhaben zu lassen. „Sozial ist, was Arbeit schafft”, 

muss weiterhin die Devise sein!

Die Politik sollte im Zuge des nahenden Wahlkampfes für die 

Bundestagswahl 2009 und auch darüber hinaus nicht der 

Versuchung erliegen, den Sorgen in der Bevölkerung mit 

reinen Umverteilungsmaßnahmen zu begegnen. Das wäre 

nicht im Sinne der Menschen, die nicht bloß alimentiert, son-

dern vielmehr befähigt werden wollen, aus eigener Kraft ihre 

Existenz sichern zu können. 

Vielmehr gilt es nach Maßnahmen zu suchen, die mehr Ge-

rechtigkeit schaffen und zugleich Arbeitsplätze und Wirt-

schaftswachstum fördern. Der hier aufgezeigte Dreiklang  

an Reformen stellt einen Denkanstoß in diese Richtung dar.

7.  Fazit
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Darüber hinaus liefert dieses Diskussionspapier eine für die politische Praxis 

hilfreiche Aufarbeitung der Vor- und Nachteile der Globalisierung. Auf 

dieser Basis ist eine neue gesellschaftspolitische Debatte notwendig.  

Nur wenn beides im Blickfeld bleibt – Chancen wie Risiken – können die 

richtigen Schlüsse gezogen werden, um mehr Wohlstand und Gerechtigkeit 

für alle zu erreichen. 
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